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Kurztitel 

Ärztegesetz 1998 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 169/1998 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 61/2010 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 230 

Inkrafttretensdatum 

19.08.2010 

Abkürzung 

ÄrzteG 1998 

Index 

82/03 Ärzte, sonstiges Sanitätspersonal 

Text 

Schlussbestimmungen zur 14. Ärztegesetz-Novelle 

§ 230. (1) Anträge auf Durchführung eines Zulassungsverfahrens gemäß § 52c in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010 sind ohne Vorliegen eines nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 61/2010 geschlossenen Gesamtvertrags für Gruppenpraxen mit der örtlich zuständigen 
Gebietskrankenkasse zurückzuweisen, sofern nicht Abs. 2 zur Anwendung kommt. 

(2) Sofern eine Gesellschaft oder Vorgesellschaft, die die Gründung einer Gruppenpraxis gemäß 
§ 52b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010 beabsichtigt, bereits über eine 
wechselseitige schriftliche Zusage über den Abschluss eines Sonder-Einzelvertrags gemäß § 342a Abs. 5 
ASVG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010 mit der örtlich zuständigen 
Gebietskrankenkasse verfügt, kann ein Zulassungsverfahren gemäß § 52c in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010 auch ohne Vorliegen eines Gesamtvertrags für Gruppenpraxen 
durchgeführt werden. 

(3) Gruppenpraxen, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 61/2010 in die Ärzteliste eingetragen sind, bleiben von §§ 52b Abs. 1 bis 3 sowie 52c in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010 auch bei einem Wechsel der Rechtsform, der dem zuständigen 
Landeshauptmann anzuzeigen ist, unberührt. 

(4) Ärzte und Gruppenpraxen, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 61/2010 in die Ärzteliste eingetragen sind, haben den Nachweis der Berufshaftpflichtversicherung für 
die freiberufliche ärztliche Tätigkeit gemäß § 52d längstens binnen einem Jahr ab dem Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010 zu erbringen. § 52d Abs. 4 dritter und vierter Satz 
gilt sinngemäß. 
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(5) Die Funktionsdauer des Wissenschaftlichen Beirats gemäß § 118b in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 144/2009 endet mit dem ersten Zusammentreten des Wissenschaftlichen 
Beirats gemäß § 118b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2010. 

(6) § 2 des Wirtschaftskammergesetzes 1998, BGBl. I Nr. 103, ist für den Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes nicht anzuwenden. 

(7) Ausfertigungen von Organen der Österreichischen Ärztekammer sowie der Ärztekammern in den 
Bundesländern, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellt werden, bedürfen weder 
einer Unterschrift noch einer Beglaubigung und gelten, wenn sie weder eine Unterschrift noch eine 
Beglaubigung aufweisen als durch das Organ genehmigt, von dem die Ausfertigung stammt. Die 
Bestimmung gilt auch für die vor ihrem Inkrafttreten hergestellten Ausfertigungen. 

(8) Der Bundesminister für Gesundheit hat die Auswirkungen der Verpflichtung zum Abschluss 
einer Berufshaftpflichtversicherung bis zum Ablauf des Jahres 2012 zu evaluieren und dem Nationalrat 
darüber zu berichten. Die Österreichische Ärztekammer und der Fachverband der 
Versicherungsunternehmen sind verpflichtet, dem Bundesminister für Gesundheit die dafür notwendigen 
Daten bekannt zu geben, wobei der Fachverband der Versicherungsunternehmen auch die Entwicklung 
auf dem Gebiet der Erbringung zahnärztlicher Leistungen und auf dem Gebiet der Krankenanstalten zu 
berücksichtigen hat. 
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